
im Bonner Wasserwerk, sondern auch das politische Spektrum 
erweitert wird, weil wir, und damit meine ich die Bürger dieser 
Republik, uns sonst nicht wiederfinden. Im übrigen könnte der 
eingesessene Bonner Clubcharakter durchaus etwas frischen 
Ostwind vertragen,

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS)

wenn ein Komprimat aus dieser Volkskammer hinzukommt. Wir 
meinen, der Beitritt zur Bundesrepublik laut Artikel 23 Grundge­
setz, wenn es nun schon anders nicht mehr geht, sollte nicht vor 
und auch nicht unmittelbar nach der Wahl, sondern mit der Kon­
stituierung des neuen deutschen Parlaments erfolgen, damit wir 
in der Übergangsphase, genauso wie in der Bundesrepublik, ei­
ne handlungsfähige Regierung und ein handlungsfähiges Parla­
ment erhalten.

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS)

Jochen Tschiche hat es vorhin in der Haushaltsdebatte bereits 
gesagt: Wir wollen hier nicht das Rückgrat, sondern eher eine 
Lanze für den Ministerpräsidenten brechen. Eine verbindliche 
Erklärung der Volkskammer zum Beitritt der DDR vor der Wahl, 
und das ist eigentlich der Kern dieses Antrages der Liberalen 
und der Sozialdemokratie, schwächt die Verhandlungsposition 
des Ministerpräsidenten für den zweiten Staatsvertrag.

(Beifall)

Hier sind noch wichtige Dinge zu regeln - Eigentumsfragen, An­
erkennung von Bildungsabschlüssen u. s. w.

Noch haben wir eine halbwegs souveräne Regierung, die ihre 
Verhandlungen erst einmal zu Ende bringen muß. Alles, was in 
dem Antrag der Liberalen und der Sozialdemokratie steht, ge­
hört in den zweiten Staatsvertrag. Bei allen Zusatzforderungen 
hat nämlich in diesem Antrag der Beitrittstermin Priorität. Er re­
gelt somit dann laut § 55 des Bundeswahlgesetzes eindeutig die 
Wahlbedingungen. Helmut Kohl kann sich beglückt und behäbig 
zurücklehnen, den Lauf der Sanduhr abwarten, denn er braucht 
diesen zweiten Staatsvertrag nicht unbedingt.

Hier zeigt sich auch ein Widerspruch zwischen Partei- und 
Sachinteressen in der Sozialdemokratie. Während man 
einerseits im zweiten Staatsvertrag alles unterbringen möchte, 
was man im ersten nicht geschafft hat, und alle noch offenen Fra­
gen aus den Koalitionsvereinbarungen, nimmt man sich ande­
rerseits mit dem festgelegten Beitrittstermin jeden Handlungs­
spielraum aus der Hand. Wir haben bereits im Fall der Wäh­
rungsunion erlebt, daß ein im voraus fixierter Termin Sach­
zwänge auslöst, denen alles andere untergeordnet werden muß. 
Wer heute das Beitrittsdatum auf einen bestimmten Termin fest­
legt, will die Einheit nicht so gut wie möglich, er will sie auch 
nicht mehr so gut wie nötig, sondern er will sie an diesem Tag, 
koste es, was es wolle, und zwar für die Bürger dieses Landes, 
denn die haben die Zeche zu bezahlen.

(Beifall bei der PDS und bei Bündnis 90/Grüne)

Der Vorschlag, den Tag der Konstituierung des neuen Parla­
ments zum Tag des Beitritts zu erklären, ist dagegen für alle Not­
wendigkeiten offen.

(Beifall bei der PDS und bei Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Der Abgeordnete Schulz möchte die Fragen beantworten. Es 
waren drei Fragen. Fangen wir einmal bei einem anderen an, da­
mit nicht wieder die gleiche Fraktion fragt. Bitte schön, Abgeord­
neter Hartmann, danach der Abgeordnete Misseiwitz.

Hartmann (SPD):

Ich habe zwei Fragen. Erstens: Stimmen Sie mir zu, daß das 
jetzt behandelte Wahlproblem in keinem Verhältnis zu den

Problemen steht, die die DDR-Bevölkerung jetzt konkret be­
treffen?

Zweitens: Ich betrachte mich als Interessenvertreter der 
DDR-Bevölkerung und habe demzufolge auch im Hinblick dar­
auf, daß ich für meine Arbeit hier sehr hoch bezahlt werde, im be­
sonderen die Pflicht, mich mit den sozialen Problemen zu be­
schäftigen. Stimmen Sie mit mir in dieser Frage überein?

Schulz (Bündnis 90/Grüne):

Ich stimme mit Ihnen in beiden Fragen überein. Sie können 
das allein daran sehen, daß wir dieses Problem gar nicht auf die 
Tagesordnung gebracht haben, daß wir diese Zeit, diesen Raum 
einem solchen Problem gar nicht zugemessen hätten.

(Beifall bei der PDS)

Dr. Misseiwitz (SPD):

Herr Abgeordneter, haben Sie den Antrag richtig gelesen? Sie 
reden von der Fiktion, als ob hier ein fester Termin für den Bei­
tritt festgestellt würde. Es geht lediglich um ein Verfahren, in 
dem wir uns natürlich unterscheiden in der Art der Wahl. Es geht 
nicht darum, daß irgendein Termin hier festgelegt wird, den be­
stimmt natürlich auch die Volkskammer selbst.

(Lachen und Mißfallensäußerungen bei der PDS und 
bei Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Die Frage war, ob Sie den Text richtig gelesen haben. 

(Heiterkeit)

Schulz (Bündnis90/Grüne):

Herr Abgeordneter Misseiwitz, ich glaube, Sie trauen mir zu, 
daß ich den Text gelesen habe. Es geht Ihnen in diesem Antrag, 
und das habe ich deutlich gesagt, um die Priorität. Der erste Satz 
ist das Entscheidende, und alles andere ist doch nur Verpackung, 
Verpackung für das, was Sie wollen!

(Beifall bei der PDS)

Im ersten Satz steht, daß Sie vor der Wahl den Beitritt erklärt 
haben wollen, egal was da komme. Und wir sind dagegen, daß 
solche Marschrichtungszahlen in die politische Landschaft ge­
setzt werden, wo dann alles darauf hinausläuft. Das ist der sprin­
gende Punkt.

(Beifall bei der PDS und bei Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter derPräsidentinDr. Höppner:

Herr Abgeordneter Weiß, bitte.

Weiß (Bündnis90/Grüne):

Herr Abgeordneter, sind Sie mit mir einer Meinung, daß die 
Aussperrung von 2 964 000 Wählern durch die Fünf-Prozent-Hür- 
de außerordentlich fragwürdig, wenn nicht gar undemokratisch 
ist; denn bei einer Anzahl von etwa 59 Millionen Wahlberechtig­
ten würde das darauf hinauslaufen.

Zweitens: Herr Abgeordneter, sind Sie mit mir ebenfalls einer 
Meinung, daß die Haltung der SPD, die Bürgerbewegungen durch 
das Duchpeitschen der Fünf-Prozent-Klausel aus den künftigen 
Länder- und Landesparlamenten herauszuhalten, außerordent­
lich fragwürdig ist, insbesondere unter dem Gesichtspunkt, daß 
uns zum anderen bereits Asyl in ihren Reihen angeboten wird.
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